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A. Bekanntmachungen des Landkrei-
ses Emsland

245 Jahresabschluss der Emsländische Ser-
vice- und Beschäftigungs-Agentur ESBA
GmbH für das Geschäftsjahr 2024

Die Gesellschafterversammlung der Emsländische Service- und
Beschäftigungs-Agentur ESBA GmbH hat in ihrer Sitzung am
27.06.2025 den Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2024 fest-
gestellt und der Geschäftsführung Entlastung erteilt.
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Jahresfehlbetrag 2024 auf
das Jahr 2025 vorzutragen.

Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft „Gehring & Kollegen GmbH“ in Lingen gem.
§§ 157, 158 NKomVG im Einvernehmen mit dem Rechnungs-
prüfungsamt. Es wurde mit Datum vom 30.04.2025 ein unein-
geschränkter Bestätigungsvermerk erteilt.
Das Rechnungsprüfungsamt hatte keine ergänzenden Feststel-
lungen i. S. von § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO.

Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung liegt der Jahresab-
schluss an 7 Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung
öffentlich aus.

Die Unterlagen können beim Landkreis Emsland, Ordeniede-
rung 1, 49716 Meppen, Zimmer 329, eingesehen werden.

Meppen, 24.07.2025

LANDKREIS EMSLAND

Burgdorf
Landrat

--------------------------------------------------

246 Jahresabschluss der Meilenstein Weiterbil-
dungsgesellschaft für Ärztinnen und Ärzte
im Landkreis Emsland gGmbH für das Ge-
schäftsjahr 2024

Die Gesellschafterversammlung der Meilenstein Weiterbildungs-
gesellschaft für Ärztinnen und Ärzte im Landkreis Emsland
gGmbH hat in ihrer Sitzung am 24.06.2025 den Jahresabschluss
für das Geschäftsjahr 2024 festgestellt und der Geschäftsführung
Entlastung erteilt.
Gleichzeitig wurde beschlossen, den Jahresfehlbetrag 2024 auf
das Jahr 2025 vorzutragen.

Die Jahresabschlussprüfung erfolgte durch die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft „Kommuna-Treuhand GmbH“ in Delmenhorst
gem. §§ 157, 158 NKomVG im Einvernehmen mit dem Rech-
nungsprüfungsamt. Es wurde mit Datum vom 30.04.2025 ein
uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt.
Das Rechnungsprüfungsamt hatte keine ergänzenden Feststel-
lungen i. S. von § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO.

Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung liegt der Jahresab-
schluss an 7 Werktagen im Anschluss an diese Bekanntmachung
öffentlich aus.

Die Unterlagen können beim Landkreis Emsland, Ordeniede-
rung 1, 49716 Meppen, Zimmer 329, eingesehen werden.

Meppen, 24.07.2025

LANDKREIS EMSLAND

Burgdorf
Landrat

--------------------------------------------------

B. Bekanntmachungen der Städte, Ge-
meinden und Samtgemeinden

247 Bekanntmachung über das Inkrafttreten der
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1
„Südlich Hauptstraße“ der Gemeinde Dör-
pen

Die vom Rat der Gemeinde Dörpen am 03.07.2025 als Satzung
beschlossene o. g. 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Süd-
lich Hauptstraße“ wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Mit dieser Bekanntmachung ist die Bebauungsplanänderung
gemäß § 10 BauGB rechtsverbindlich geworden.

Der räumliche Geltungsbereich dieser Bebauungsplanänderung ist
im nachstehenden Übersichtsplan kenntlich gemacht.

Die Bebauungsplanänderung einschließlich Begründung können
während der Sprechstunden im Rathaus der Samtgemeinde Dör-
pen, Hauptstraße 25, Zimmer 407/408, von jedermann eingesehen
werden und über dessen Inhalt Auskunft verlangt werden.

Die Sprechstunden der Samtgemeindeverwaltung sind wie folgt
festgesetzt:

vormittags nachmittags
Montag 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr nach Terminvereinbarung
Dienstag 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Mittwoch 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr
Donnerstag nach Terminvereinbarung 14.00 Uhr bis 17.45 Uhr
Freitag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Die endgültigen Planunterlagen können auch auf der Homepage
der Samtgemeinde Dörpen unter der Rubrik Planen, Bauen, Woh-
nen – Bebauungspläne (rechtsverbindliche) – Gemeinde Dörpen
eingesehen werden.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche, deren Leistung
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und
des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungs-
ansprüchen wird hingewiesen.
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Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächen-
nutzungsplanes sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche
Mängel in der Abwägung sind gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3
BauGB unbeachtlich, wenn die Verletzung der o. g. Verfahrens-
und Formvorschriften sowie Mängel in der Abwägung nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegen-
über der Gemeinde Dörpen geltend gemacht worden sind. Bei der
Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den
Mangel begründen soll, darzulegen.

Dörpen, 24.07.2025

GEMEINDE DÖRPEN
Der Gemeindedirektor

--------------------------------------------------

248 Haushaltssatzung und Bekanntmachung
der Haushaltssatzung der Gemeinde Dör-
pen für das Haushaltsjahr 2025

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Dörpen in der Sitzung
am 03.04.2025 folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr
2025 beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf 11.117.300 €
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 13.498.000 €

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 168.400 €
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen

auf 0 €

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit 10.144.400 €

2.2 der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit 11.662.800 €

2.3 der Einzahlungen für Investitions-
tätigkeit 2.953.900 €

2.4 der Auszahlungen für Investitions-
tätigkeit 11.705.900 €

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit 6.707.900 €

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit 170.000 €

Nachrichtlich: Gesamtbetrag
– der Einzahlungen des Finanzhaus-

haltes 19.806.200 €
– der Auszahlungen des Finanzhaus-

haltes 23.538.700 €

festgesetzt.

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen (Kreditermächtigung) werden in Höhe von 6.707.900 €
veranschlagt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden in Höhe von 1.455.000 €
veranschlagt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr
2025 zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch
genommen werden dürfen, wird auf 6.700.000 € festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für Realsteuern sind durch eine
besondere Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2025 wie folgt
festgesetzt:

1. Grundsteuer

a) für die land- und forstwirtschaft-
 lichen Betriebe (Grundsteuer A) 200 v. H.
b) für Grundstücke (Grundsteuer B) 285 v. H.

2. Gewerbesteuer 355 v. H.

§ 6

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
sind im Sinne des § 117 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) unerheblich, wenn sie im Haushaltsjahr
den Betrag von 10.000 € je Buchungsstelle nicht übersteigen.

Ferner sind als unerheblich anzusehen: Beträge (unbegrenzt),
• die der Verrechnung zwischen den Produkten/Leistungen

dienen,
• die wirtschaftlich durchlaufend sind,
• die der Rückzahlung von Zuweisungen dienen,
• die für abschlusstechnische Buchungen notwendig sind.

Dörpen, 03.04.2025

GEMEINDE DÖRPEN

Wocken Gerdes
Gemeindedirektor Bürgermeister

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025
wird öffentlich bekannt gemacht.

Die gemäß § 120 Abs. 2 sowie § 122 Abs. 2 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) erforderliche
Genehmigung ist durch den Landkreis Emsland am 23.07.2025
20-202-15-2/10 erteilt worden.

Der Haushaltsplan mit seinen Anlagen liegt gemäß § 114 Abs. 2
Satz 3 NKomVG in der Zeit vom 04.08.2025 bis zum 13.08.2025
im Rathaus der Samtgemeinde Dörpen, Zimmer 305, Hauptstr. 25,
26892 Dörpen, zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Dörpen, 24.07.2025

GEMEINDE DÖRPEN
Der Gemeindedirektor

--------------------------------------------------
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249 Bekanntmachung über das Inkrafttreten der
Satzung über die Aufhebung der Baugestal-
tungssatzung „Alter Ort“ der Gemeinde
Dörpen

Die vom Rat der Gemeinde Dörpen am 03.07.2025 beschlossene
Satzung über die Aufhebung der Baugestaltungssatzung „Alter
Ort“ wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Mit dieser Bekanntmachung ist die Aufhebungssatzung gemäß
§ 10 BauGB rechtsverbindlich geworden.

Der räumliche Geltungsbereich der Aufhebungssatzung ist in dem
nachstehenden Übersichtsplan kenntlich gemacht.

Die Aufhebungssatzung sowie die Begründung können während
der Sprechstunden im Rathaus der Samtgemeinde Dörpen, Haupt-
straße 25, Zimmer 407/408, 26892 Dörpen, von jedermann ein-
gesehen werden und über dessen Inhalt Auskunft verlangt werden.

Die endgültigen Planunterlagen können auch auf der Homepage
der Samtgemeinde Dörpen unter der Rubrik Bürgerservice – Sat-
zungen, Richtlinien und Verordnungen – Planen und Bauen – ein-
gesehen werden.

Die Sprechstunden der Samtgemeindeverwaltung sind wie folgt
festgesetzt:

vormittags nachmittags
Montag 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr nurnachTerminvereinbarung
Dienstag 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Mittwoch 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr
Donnerstag nur nach Terminvereinbarung 14.00 Uhr bis 17.45 Uhr
Freitag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche, deren Leistung
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und
des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungs-
ansprüchen wird hingewiesen.

Die im §§ 214, 215 BauGB bezeichneten Bestimmungen zu Ver-
letzungen von Verfahrens- und Formvorschriften bzw. Fristen für
die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften gelten für die
Aufhebungssatzung analog.

Dörpen, 28.07.2025

GEMEINDE DÖRPEN
Der Gemeindedirektor

--------------------------------------------------

250 Haushaltssatzung und Bekanntmachung
der Haushaltssatzung der Samtgemeinde
Dörpen für das Haushaltsjahr 2025

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Samtgemeinde Dörpen in der Sit-
zung am 08.04.2025 folgende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2025 beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf 14.884.800 €
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 14.320.700 €

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 €
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen

auf 0 €

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit 14.301.200 €

2.2 der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit 13.029.400 €

2.3 der Einzahlungen für Investitions-
tätigkeit 1.075.000 €

2.4 der Auszahlungen für Investitions-
tätigkeit 3.840.000 €

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit 0 €

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit 425.000 €

festgesetzt.

Nachrichtlich: Gesamtbetrag
– der Einzahlungen des Finanzhaus-

haltes 15.376.200 €
– der Auszahlungen des Finanzhaus-

haltes 17.294.400 €

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen (Kreditermächtigung) werden nicht veranschlagt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden in Höhe von 3.985.000 €
veranschlagt.
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§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr
2025 zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch
genommen werden dürfen, wird auf 2.383.000 € festgesetzt.

§ 5

Der Hebesatz für die Bemessung der Samtgemeindeumlage wird
auf 29,00 % der Steuerkraft für Umlagen der Mitgliedsgemeinden
festgesetzt. Der Anteil der an die Mitgliedsgemeinden weiterzu-
reichenden Schlüsselzuweisung wird auf 22 % des Aufkommens
festgesetzt. Die Anteile der jeweiligen Mitgliedsgemeinden wer-
den in Anwendung des Nieders. Gesetzes über den Finanzaus-
gleich (NFAG) nach folgender Formel berechnet:

(Einwohnerzahl der Mitgliedsgemeinde x Gemeindegrößenansatz
der Samtgemeinde x Grundbetrag – Steuerkraft für Schlüssel-
zuweisung) x 75 % x 22 %

Im Falle der Abundanz der Samtgemeinde tragen die Mitglieds-
gemeinden, deren Steuerkraft über der Bedarfsmesszahl liegt,
22 % der von der Samtgemeinde zu zahlenden Finanzausgleichs-
umlage und die an die übrigen Mitgliedsgemeinden weiterzu-
leitenden Schlüsselzuweisungsanteile.

§ 6

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
sind im Sinne des § 117 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) unerheblich, wenn sie im Haus-
haltsjahr den Betrag von 10.000 € je Buchungsstelle nicht über-
steigen.

Ferner sind als unerheblich anzusehen: Beträge (unbegrenzt),
• die der Verrechnung zwischen den Produkten/Leistungen

dienen,
• die wirtschaftlich durchlaufend sind,
• die der Rückzahlung von Zuweisungen dienen,
• die für abschlusstechnische Buchungen notwendig sind.

Die Wertgrenze für Mittelverschiebungen gemäß § 19 Abs. 4
Kommunalhaushalts- und -kassenverordnung (KomHKVO) wird
auf 50.000 € festgesetzt.

Dörpen, 24.04.2025

SAMTGEMEINDE DÖRPEN

Hermann Wocken
Samtgemeindebürgermeister

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025
wird öffentlich bekannt gemacht.

Die gemäß § 119 Abs. 4 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) sowie gemäß § 15 Abs. 6 des
Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzausgleich (NFAG)
in Verbindung mit § 111 Abs. 3 NKomVG erforderliche Geneh-
migung ist durch den Landkreis Emsland am 24.07.2025
20-202-15-2/10 erteilt worden.

Der Haushaltsplan mit seinen Anlagen liegt gemäß § 114 Abs. 2
Satz 3 NKomVG in der Zeit vom 04.08.2025 bis 13.08.2025 im
Rathaus der Samtgemeinde Dörpen, Zimmer 305, Hauptstr. 25,
26892 Dörpen, während der Öffnungszeiten zur Einsichtnahme
öffentlich aus. Bitte vereinbaren Sie einen Termin mit der Kämme-
rei unter der Rufnummer 04963/402-305.

Dörpen, 25.07.2025

SAMTGEMEINDE DÖRPEN
Der Samtgemeindebürgermeister

--------------------------------------------------

251 Bekanntmachung von Bebauungsplänen
der Gemeinde Emsbüren; 2. Änderung
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
Nr. 77 „Markt – Teil II“

Der Rat der Gemeinde Emsbüren hat in seiner Sitzung am
25.06.2025 die 2. Änderung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 77 mit der Begründung nebst Anlagen gem. § 10
Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen.

Der Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes ist im nachfol-
genden Übersichtsplan dargestellt:

Grundlage des Übersichtsplanes: Auszug aus den Geodaten des
Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-
sachsen (LGLN), RD Osnabrück-Meppen, Katasteramt Lingen
(Ems).

Der Beschluss wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich
bekannt gemacht.

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 einschließlich der
Begründung nebst Anlagen liegt ab sofort im Rathaus der
Gemeinde Emsbüren, Magistratstraße 5, 48488 Emsbüren,
1. OG, Fachbereich Planen und Bauen, Zimmer 123 bzw. 127,
öffentlich aus und kann dort während der Dienststunden
(Mo. – Fr. 8.00 Uhr -12.00 Uhr, Mo. 13.00 Uhr – 16.00 Uhr und
Do. 13.00 Uhr – 18.00 Uhr und nach Vereinbarung) von jeder-
mann eingesehen werden. Jedermann kann über den Inhalt des
Bebauungsplanes Auskunft verlangen.

Mit dieser Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB tritt der
o. a. Bebauungsplan in Kraft.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 sowie Abs. 4 BauGB über die
fristgemäße Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen für
die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird
hingewiesen.

Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen,
dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und
des Flächennutzungsplanes, ein nach § 214 Abs. 2a beachtlicher
Fehler und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel
des Abwägungsvorganges unbeachtlich sind, wenn sie nicht
innerhalb eines Jahres seit dem Veröffentlichungsdatum dieser
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Emsbüren
geltend gemacht werden.

Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist
darzulegen.

Emsbüren, 24.07.2025

GEMEINDE EMSBÜREN
Der Bürgermeister

--------------------------------------------------
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252 Bauleitplanung der Gemeinde Emsbüren,
Landkreis Emsland; 59. Flächennutzungs-
planänderung (Darstellung von Sonder-
bauflächen Tierhaltung Legehennenanlage
Johanning)

Der Landkreis Emsland hat zu der vom Rat der Gemeinde Ems-
büren am 19.02.2025 beschlossenen 59. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes mit Schreiben vom 07.07.2025 (Az.: 65-610-402-
01/59) mitgeteilt, dass eine abschließende Prüfung innerhalb der
gesetzlichen Frist nicht erfolgen konnte. Gemäß § 6 Abs. 4 Satz 4
Baugesetzbuch (BauGB) gilt die Genehmigung der vom Rat der
Gemeinde Emsbüren am 19.02.2025 beschlossenen 59. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes nach Ablauf der Frist damit als
erteilt.

Der Geltungsbereich der 59. Änderung des Flächennutzungs-
planes ist in dem nachfolgenden Übersichtsplan dargestellt:

Grundlage des Übersichtsplanes: Auszug aus den Geodaten des
Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-
sachsen (LGLN), RD Osnabrück-Meppen, Katasteramt Lingen
(Ems).

Gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wird die Genehmigung hiermit bekannt
gemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird die 59. Änderung des
Flächennutzungsplanes wirksam.

Die 59. Änderung des Flächennutzungsplanes nebst Begründung
einschl. Umweltbericht und zusammenfassende Erklärung nach
§ 6a Abs. 1 BauGB liegen ab sofort im Rathaus der Gemeinde
Emsbüren, Magistratstraße 5, 48488 Emsbüren, 1. OG, Fach-
bereich Planen und Bauen, Zimmer 123 bzw. 127, öffentlich aus
und können dort während der Dienststunden (Mo. – Fr. 8.00 Uhr
– 12.00 Uhr, Mo. 13.00 Uhr – 16.00 Uhr und Do. 13.00 Uhr
– 18.00 Uhr und nach Vereinbarung) von jedermann eingesehen
werden. Jedermann kann über den Inhalt der Flächennutzungs-
planänderung Auskunft verlangen.

Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen,
dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und
des Flächennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2
BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges unbeacht-
lich sind, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dem Veröf-
fentlichungsdatum dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber
der Gemeinde Emsbüren geltend gemacht werden.

Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist
darzulegen.

Emsbüren, 28.07.2025

GEMEINDE EMSBÜREN
Der Bürgermeister

--------------------------------------------------

253 Bekanntmachung von Bebauungsplänen
der Gemeinde Emsbüren; Bebauungsplan
Nr. 158; Vorhabenbezogener Bebauungs-
plan Nr. 158 „Sondergebiet Tierhaltung
Legehennenanlage Johanning“

Der Rat der Gemeinde Emsbüren hat in seiner Sitzung am
19.02.2025 den Bebauungsplan Nr. 158 mit der Begründung
nebst Anlagen gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung
beschlossen.

Der Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes ist im nach-
folgenden Übersichtsplan dargestellt:

Grundlage des Übersichtsplanes: Auszug aus den Geodaten des
Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-
sachsen (LGLN), RD Osnabrück-Meppen, Katasteramt Lingen
(Ems).

Der Beschluss wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich
bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan Nr. 158 einschließlich der Begründung nebst
Anlagen liegt ab sofort im Rathaus der Gemeinde Emsbüren,
Magistratstraße 5, 48488 Emsbüren, 1. OG, Fachbereich Planen
und Bauen, Zimmer 123 bzw. 127, öffentlich aus und können dort
während der Dienststunden (Mo. – Fr. 8.00 Uhr -12.00 Uhr,
Mo. 13.00 Uhr – 16.00 Uhr und Do. 13.00 Uhr – 18.00 Uhr und
nach Vereinbarung) von jedermann eingesehen werden. Jeder-
mann kann über den Inhalt des Bebauungsplanes Auskunft ver-
langen.

Mit dieser Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB tritt der
o. a. Bebauungsplan in Kraft.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 sowie Abs. 4 BauGB über die
fristgemäße Geltendmachung von Entschädigungsansprüchen für
die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hin-
gewiesen.

Gem. § 215 Abs. 2 BauGB wird außerdem darauf hingewiesen,
dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und
des Flächennutzungsplanes, ein nach § 214 Abs. 2a beachtlicher
Fehler und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel
des Abwägungsvorganges unbeachtlich sind, wenn sie nicht
innerhalb eines Jahres seit dem Veröffentlichungsdatum dieser
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Emsbüren
geltend gemacht werden.

Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen soll, ist
darzulegen.

Emsbüren, 28.07.2025

GEMEINDE EMSBÜREN
Der Bürgermeister

--------------------------------------------------
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254 Satzung der Samtgemeinde Freren über
die Erhebung von Verwaltungskosten im
eigenen Wirkungskreis (Verwaltungskos-
tensatzung)

Aufgrund der §§ 10, 58 Abs. 1 Ziffer 5, 7 und § 111 Nds. Kommu-
nalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl.
S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
29.01.2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3) und § 2 und § 4 des
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom
23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121) zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S 589)
hat der Rat der Samtgemeinde Freren in seiner Sitzung am
01.07.2025 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Kostenpflichtige Verwaltungstätigkeiten

(1) Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten
– im nachfolgenden Verwaltungstätigkeiten – im eigenen Wir-
kungskreis der Samtgemeinde Freren werden nach dieser
Satzung Kosten erhoben, wenn die Beteiligten hierzu Anlass
gegeben haben. Kosten im Sinne dieser Satzung sind Gebüh-
ren und Auslagen.

(2) Verwaltungstätigkeiten i. S. v. Abs. 1 sind auch Entscheidun-
gen über förmliche Rechtsbehelfe.

(3) Kosten werden auch erhoben, wenn ein auf Vornahme einer
kostenpflichtigen Verwaltungstätigkeit gerichteter Antrag ab-
gelehnt oder nach Aufnahme der Verwaltungstätigkeit vor der
Entscheidung zurückgenommen wird.

(4) Die Erhebung von Kosten aufgrund anderer Rechtsvorschrif-
ten für besondere Verwaltungstätigkeiten, die in dem Kosten-
tarif nicht aufgeführt sind, bleibt unberührt.

§ 2

Kostentarif, Höhe der Kosten

(1) Die Höhe der Gebühren richtet sich nach dem als Anlage
geführten Kostentarif, der Bestandteil dieser Satzung ist.

(2) Liegen umsatzsteuerpflichtige Verwaltungstätigkeiten vor,
sind die Beträge des Kostentarifes zuzüglich gesetzlicher
Umsatzsteuer zu erheben.

(3) Nicht unter den Kostentarif fallen:

a) Verwaltungstätigkeiten, für die nach den gesetzlichen
Vorschriften sachliche oder persönliche Gebührenfreiheit
besteht,

b) Verwaltungstätigkeiten im Rahmen der Amtshilfe.

§ 3

Gebühren

(1) Für Verwaltungstätigkeiten, für welche der Kostentarif einen
Rahmen vorsieht, sind bei der Festsetzung der Kosten das
Maß des Verwaltungsaufwandes sowie der Wert des Gegen-
standes zur Zeit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit zu
berücksichtigen. Die Kosten sind auf volle Euro abgerundet
festzusetzen.

(2) Werden mehrere kostenpflichtige Verwaltungstätigkeiten
nebeneinander vorgenommen, so ist für jede Verwaltungs-
tätigkeit eine Gebühr nach Kostentarif zu erheben.

(3) Gebühren werden nicht erhoben für Verwaltungstätigkeiten,
zu denen

a) in Ausübung öffentlicher Gewalt eine andere Behörde im
Lande, eine Behörde des Bundes oder die Behörde eines
anderen Bundeslandes Anlass gegeben hat, es sei denn,
dass die Gebühr einem Dritten auferlegt oder in sonstiger
Weise auf Dritte umgelegt werden kann.

b) Kirchen und andere Religions- und Weltanschauungs-
gemeinschaften des öffentlichen Rechts einschließlich
ihrer öffentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stif-
tungen zur Durchführung von Zwecken i. S. des § 54 der
Abgabenordnung (AO) Anlass gegeben haben, es sei
denn, dass die Gebühr einem Dritten aufzuerlegen ist.

§ 4

Auslagen

(1) Werden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme einer
Verwaltungstätigkeit Auslagen notwendig, die nicht bereits mit
der Gebühr abgegolten sind, so hat der Kostenschuldner sie
zu erstatten; dies gilt auch, wenn die Verwaltungstätigkeit
selbst gebührenfrei ist. Werden bei einer Dienstreise mehrere
Dienstgeschäfte wahrgenommen, so sind die Reisekosten
nach dem Verhältnis der Kosten zu teilen, die bei gesonderter
Erledigung jedes einzelnen Geschäfts entstanden wären.

(2) Auslagen sind in § 13 Abs. 3 Nds. Verwaltungskostengesetz
(NVwKostG) exemplarisch aufgeführt.

§ 5

Billigkeitsmaßnahmen

(1) Kosten, die dadurch entstanden sind, dass die Samtgemeinde
Freren die Sache unrichtig behandelt hat, sind zu erlassen.

(2) Die Samtgemeinde Freren kann die von ihr festgesetzten
Kosten stunden, wenn die sofortige Einziehung für den
Schuldner mit erheblichen Härten verbunden ist und wenn der
Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird.

(3) Die Samtgemeinde Freren kann die Kosten ermäßigen oder
von der Erhebung absehen, wenn dies im Einzelfall mit Rück-
sicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kostenschuld-
ners oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten ist.

(4) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung ganz oder
teilweise abgelehnt oder zurückgenommen, bevor die Amts-
handlung beendet ist, so kann die Gebühr bis auf ein Viertel
des vollen Betrages ermäßigt werden.

(5) Wird ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt oder beruht
ein Antrag auf unverschuldeter Unkenntnis, so kann die
Gebühr außer Ansatz bleiben.

§ 6

Kosten für Rechtsbehelfe

(1) Soweit ein Rechtsbehelf erfolglos bleibt, beträgt die Gebühr
für die Entscheidung über den Rechtsbehelf das Eineinhalb-
fache der Gebühr, die für die angefochtene Entscheidung an-
zusetzen war. Soweit der Rechtsbehelf Erfolg hat, sind nur die
Kosten für die vorzunehmende Verwaltungstätigkeit zu erhe-
ben. Bei gebührenfreien Verwaltungstätigkeiten werden die
Kosten für Rechtsbehelfe im Kostentarif bestimmt.

(2) Wird eine Verwaltungstätigkeit auf einen Rechtsbehelf hin, der
nicht von dem Kostenpflichtigen eingelegt worden ist, im
Widerspruchs- und Beschwerdeverfahren oder durch gericht-
liches Urteil aufgehoben, so ist eine bereits bezahlte Gebühr
insoweit zurückzuzahlen, als sie die für die Ablehnung des
Antrages zu entrichtende Gebühr übersteigt.
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 Das Gleiche gilt, wenn ein Gericht nach § 113 der Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) die Rechtswidrigkeit der Ver-
waltungstätigkeit festgestellt hat. Die Zurückzahlung ist aus-
geschlossen, wenn die Verwaltungstätigkeit aufgrund von un-
richtigen oder unvollständigen Angaben des Antragstellers
vorgenommen wurde.

§ 7

Kostenschuldner

(1) Kostenschuldner ist derjenige, der zu der Verwaltungstätigkeit
Anlass gegeben hat oder wer die Kosten durch eine gegen-
über der Samtgemeinde Freren abgegebene oder ihr mit-
geteilte Erklärung übernommen hat.

(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 8

Entstehung der Kostenschuld

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der Verwal-
tungstätigkeit oder mit der Rücknahme des Antrages.

(2) Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit
der Aufwendung des zu erstattenden Betrages.

§ 9

Fälligkeit der Kostenschuld

(1) Die Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentschei-
dung an den Kostenschuldner fällig, wenn nicht die Samt-
gemeinde Freren einen späteren Zeitpunkt bestimmt.

(2) Eine Verwaltungstätigkeit kann von der vorherigen Zahlung
der Kosten oder von der Zahlung oder Sicherstellung eines
angemessenen Kostenvorschusses abhängig gemacht
werden. Soweit der Vorschuß die endgültige Kostenschuld
übersteigt, ist er zu erstatten.

(3) Bei umsatzsteuerpflichtigen Kosten enthält der Bescheid die
Bestandteile einer Rechnung nach den Vorschriften des
Umsatzsteuergesetzes (UstG).

§ 10

Vollstreckung

Die Kosten können nach dem Niedersächsischen Verwaltungs-
vollstreckungsgesetz im Verwaltungszwangsverfahren vollstreckt
werden.

§ 11

Anwendung des Niedersächsischen
Verwaltungskostengesetzes

Soweit diese Satzung keine Regelung enthält, finden nach § 4
Abs. 4 NKAG die Vorschriften des Niedersächsischen Verwal-
tungskostengesetzes sinngemäß Anwendung.

§ 12

Datenschutz

(1) Für datenschutzrechtliche Fragen können sich Betroffene an
den Datenschutzbeauftragten der verantwortlichen Stelle
wenden, die Kontaktdaten sind auf der Webseite der Samt-
gemeinde Freren unter https://www.freren.de/datenschutz/
datenschutz.html abrufbar.

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt aus-
schließlich zur Durchführung der Verwaltungstätigkeiten nach
dieser Satzung, insbesondere zur Bearbeitung von Anträgen
und zur Erhebung von Verwaltungskosten. Rechtsgrundlage
hierfür sind Art. 6 Abs 1 lit. c und e DSGVO in Verbindung mit
§ 1 Abs. 6 und § 3 NDSG sowie den vorgenannten Fach-
gesetzen sowie § 11 NKAG.

(3) Es werden nur die für die Bearbeitung erforderlichen Daten
verarbeitet, insbesondere:

• Name und Kontaktdaten
• Angaben zum Verwaltungsvorgang (z. B. Aktenzeichen,

Antragsgegenstand),
• Gebühren- und Zahlungsinformationen.

(4) Die Erhebung erfolgt in der Regel anlassbezogen, etwa bei
der Antragstellung oder im Zuge gebührenpflichtiger Amts-
handlungen.

(5) Eine Übermittlung der Daten an Dritte erfolgt nur, sofern dies
gesetzlich vorgeschrieben ist oder zur Erfüllung der Aufgabe
erforderlich ist. Eine Verarbeitung zu anderen Zwecken findet
nicht statt.

(6) Die Daten werden so lange gespeichert, wie dies zur Erfüllung
der gesetzlichen Aufgaben und zur Einhaltung der gesetz-
lichen Aufbewahrungsfristen, insbesondere aus dem Haus-
halts- und Aufgabenrecht, erforderlich ist.

(7) Die betroffenen Personen haben die Rechte nach den Art. 13
bis 18 und 21 DSGVO, insbesondere auf Auskunft, Berichti-
gung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung und
Widerspruch.

§ 13

Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Samtgemeinde Freren über
die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungs-
kreis vom 18.07.1991 außer Kraft.

Freren, 01.07.2025

SAMTGEMEINDE FREREN

Ritz
Samtgemeindebürgermeister

K o s t e n t a r i f

zur Verwaltungskostensatzung (§ 2) der Samtgemeinde Freren
vom 01.07.2025

Gebühren (§ 3 der Verwaltungskostensatzung) und Pausch-
beträge für Auslagen (§ 4 der Verwaltungskostensatzung).

Für die Gebührenbemessung des Verwaltungsaufwandes werden
die Pauschbeträge gem. § 1 Abs. 4 S. 5 der Allgemeinen Gebüh-
renordnung (AllGO) in der jeweils geltenden Fassung zu Grunde
gelegt. Bei Gebühren nach Zeitaufwand wird je angefangener
Viertelstunde und entsprechend der einzelnen Stundensätze ab-
gerechnet.
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Nr. Gegenstand Gebühr/
Pauschbetrag

in Euro

1 Vervielfältigungen, andere Druck-
erzeugnisse und Überlassung
elektronischer Dateien

1.1 Vervielfältigung je angefangener
Seite (schwarz- weiß)

1.1.1 - bis zum Format DIN A4 0,50

1.1.2 - bis zum Format DIN A3 1,00

1.1.3 - bei größeren Formaten bis zu 15,00

1.1.4 - bei Nuzungsüberlassung des
Kopiergerätes an Bürger

halbe Gebühr

Anmerkung zu Nr. 1.1.4:
Ein Anspruch auf Nutzungsüber-
lassung besteht nicht.

1.2 Vervielfältigung je angefangener
Seite (farbig)

1.2.1 - bis zum Format DIN A4 1,00

1.2.2 - bis zum Format DIN A3 2,00

1.2.3 - bei größeren Formaten bis zu 15,00

1.2.4 - Nutzungsüberlassung des
Kopiergerätes an Bürger

halbe Gebühr

Anmerkung zu Nr. 1.2.4:
Ein Anspruch auf Nutzungs-
überlassung besteht nicht.

1.3 Vorbereitung, Erstellung und
Übersendung digitaler Kopien /
elektronischer Dateien

1.3.1 - per E-Mail / per Download-
link 15,00

1.3.2 - per Datenträger (umfasst
sind Kosten für Datenträger
und Versand, die nicht ge-
sondert als Auslagen erho-
ben werden)

25,00

2 Amtliche Beglaubigungen,
Zeugnisse, Bescheinigungen
und Ausweise

2.1 Beglaubigung von Unterschriften 5,00

2.2 Beglaubigungen von Abschriften,
Kopien, Vervielfältigungen und
Negativen

  5,00

2.3 Beglaubigungen von Urkunden und
Bescheinigungen für den Gebrauch
im Ausland

5,00

2.4 Ausstellen einer Bescheinigung 5,00

2.4.1 - über einen ausländischen
Studienabschluss

70,00

2.4.2 - über die Bewertung eines
anderen ausländischen
Bildungsnachweises oder
eines inländischen
Bildungsnachweises

54,00

Anmerkung zu Nr. 2.4
Gebühren nach Nr. 2.4 werden
nicht erhoben, wenn Gebühren nach
einer anderen Nummer zu erheben
sind.

2.5 Ausstellen eines Ausweises,
eines Zeugnisses oder einer
sonstigen Bescheinigung

nach Zeitaufwand

Anmerkung zu Nr. 2.1 bis 2.5:
Von der Gebührenerhebung aus-
genommen sind:
a) Beglaubigungen sowie das

Ausstellen von Ausweisen,
Bescheinigungen und Zeug-
nissen im Rahmen eines be-
stehenden oder früheren
Arbeits- oder Dienstverhält-
nisses

b) das Ausstellen von Bescheini-
gungen über die Zahlung von
Ruhegehältern, Witwen- und
Waisengeldern, Krankengel-
dern, Unterstützungen und
dergleichen aus öffentlichen
oder privaten Kassen

c) das Ausstellen von Zeugnis-
sen, ausgenommen Zweit-
ausfertigungen, durch die
Schule oder die Schulbe-
hörde,

d) die Beglaubigung von Zeug-
niskopien durch die Schule
oder Schulbehörde, die das
Zeugnis ausgestellt hat,

e) das Ausstellen von Auswei-
sen und Bescheinigungen
über den Schulbesuch,

f) Beglaubigungen sowie das
Ausstellen von Ausweisen,
Bescheinigungen und Zeug-
nissen in Gnadensachen

g) Beurkundungen durch
Urkundspersonen beim
Jugendamt nach dem
Achten Buch des Sozial-
gesetzbuches

h) Beglaubigungen sowie das
Ausstellen von Ausweisen,
Bescheinigungen und Zeug-
nissen zum Nachweis der
Bedürftigkeit,

i) Angelegenheiten der Sozial-
versicherung, der Sozialhilfe
und der Kinder- und Jugend-
hilfe.

2.6 Ausstellung eines Zeugnisses über
das Nichtbestehen bzw. die Nicht-
ausübung eines Vorkaufsrechts
nach § 28 Abs. 1 Satz 3
Baugesetzbuch (Negativzeugnis)

35,00

2.7 Löschungsbewilligungen, soweit
nicht privatrechtlich

35,00

3 Akteneinsicht, Auskunft, Nach-
forschung

3.1. Gewährung von Akteneinsicht 14,00

bei Versendung der Akten, je
Sendung zzgl.

12,00
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Anmerkung zu Nr. 3.1
a) Die Gebühr wird nicht erho-

ben, wenn die Akteneinsicht
in einem laufenden Verfah-
ren an Verfahrensbeteiligte
gewährt wird.

b) Die Aufwendungen, die
Dritten für die Versen-
dung der Akten zu zahlen
sind, sind in der Gebühr
nicht enthalten und ge-
sondert als Auslagen zu
erheben.

c) Für die Akteneinsicht
durch Übersendung digitaler
Dateien sind Gebühren nach
Nr. 1.3 zu erheben.

3.2 Auskünfte

3.2.1 Auskünfte aus einer Datenbank,
einer Kartei, einem Register
oder einem sonstigen Ver-
zeichnis

nach Zeitaufwand

3.2.2 Schriftliche Auskunft zur Marktfor-
schung und für wirtschaftliche Dis-
positionen und Prognosen an inte-
ressierte Gesellschaften o. ä.

nach Zeitaufwand

3.3 Nachforschung der Kasse nach
dem Verbleib eines überwiese-
nen Betrages

25,00

Anmerkung zu Nr. 3.3:
a) Eine Gebühr wird nicht erho-

ben, wenn die Nachforschung
ergeben hat, dass der infrage
stehende Betrag der Empfän-
gerin oder dem Empfänger
nicht gutgeschrieben oder
nicht an sie oder ihn ausge-
zahlt worden ist.

b) Der Betrag, der von der
Kasse für die Nachforschung
an das kontoführende Kredit-
institut zu zahlen ist, ist in
der Gebühr nicht enthalten
und gesondert als Auslage
zu erheben.

3.4 Feststellungen aus Konten und Ak-
ten

nach Zeitaufwand

4 Abgaben

4.1 Aufstellung über den Stand eines
Steuerkontos je Haushaltsjahr

10,00

4.2 Ersatzstücke für verlorene Hunde-
steuermarken

10,00

4.3 Bescheinigung über öffentliche Ab-
gaben früherer Jahre, für jedes Jahr

10,00

4.4 Zweitausfertigung vom Abgaben-
bescheid

10,00

5 Nutzung des Archives

5.1 Schriftliche Auskünfte aus Urkunden
und alten Akten, je Seite

2,00

5.2 Benutzung von Großformaten
(Karten, Pläne, Plakate, Bilder usw.)
je Tag

10,00

5.3 Für familiengeschichtliche Aus-
künfte und sonstige Auskünfte

nach Zeitaufwand

Anmerkung zu Nr. 5:
Für die Benutzung und Aus-
kunftserteilung zu wissenschaft-
lichen und heimatkundlichen
Zwecken, sowie bei der Durch-
führung von Arbeiten im Rah-
men der Schul- und Berufsaus-
bildung sind lediglich die Aus-
lagen zu erstatten. Ansprüche
Dritter aus Urheber-, Verwer-
tungs- und Lizenzrechten sind
gesondert abzugelten.
Anmerkung zu Nr. 5.3:
Der Betrag, der vom Landesarchiv
für die Nachforschung erhoben wird,
ist in der Gebühr nicht enthalten und
gesondert als Auslage zu erheben.

6 Ausnahmen nach § 24 Abs. 7
des Niedersächsischen
Straßengesetzes

nach Zeitaufwand

7 Genehmigungen, Über-
wachung, Bewilligungen im
Zusammenhang mit Bau-
maßnahmen

7.1 Bestätigung über die gesicherte
Erschließung nach § 62 Nieder-
sächsische Bauordnung

75,00

7.2 Genehmigung und Überwa-
chung von Arbeiten, die für
Rechnung Dritter von Unterneh-
men an öffentlichen Straßen,
Plätzen, Kanälen und sonstigen
Anlagen ausgeführt werden

nach Zeitaufwand

7.3 Bereitstellung von Verkehrsschildern
bestehend aus Verkehrszeichen
oder Absperrbarke, Teleskopbe-
festigungsstangen, Betonsteinen

20,00
zzgl. 5,00
pro Schild

und Tag

8 Antragskonferenz

Durchführung einer Antragskon-
ferenz, wenn nach der Antrags-
konferenz ein Antrag auf Vor-
nahme einer gebührenpflichti-
gen Amtshandlung nicht gestellt
wird

nach Zeitaufwand

9 Schriftliche Aufnahme eines An-
trages oder einer Erklärung, die
von einer Privatperson zu deren
Nutzen gewünscht ist (die Nieder-
schrift über die Erhebung von
Rechtsbehelfen ist ausgenom-
men)

nach Zeitaufwand

10 Gebühren in besonderen Fäl-
len (Ablehnung und Rück-
nahme eines Antrages, Ände-
rung, Rücknahme oder Wider-
ruf einer Amtshandlung,
Rechtsbehelfe, Rückforderun-
gen)

10.1 Ablehnung eines Antrags auf Vor-
nahme einer gebührenpflichtigen
Amtshandlung aus anderen Grün-
den als wegen Unzuständigkeit der
Behörde

nach Zeitaufwand
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10.2 Rücknahme eines Antrags auf Vor-
nahme einer gebührenpflichtigen
Amtshandlung

nach Zeitaufwand,
max. 25 % der

ursprünglichen für
die Amtshandlung
festzusetzenden

Gebühr
Anmerkung zu Nr. 10.1 und 10.2:
Die Gebühr darf nicht höher sein als
die für die Vornahme der Amtshand-
lung festzusetzende Gebühr.

10.3 Nachträgliche Änderung einer ge-
bührenpflichtigen Amtshandlung

nach Zeitaufwand

Anmerkung zu Nr. 10.3:
Die Gebühr darf nicht höher sein als
die für die Gebühr, die für eine nicht
auf die Änderung beschränkte
Amtshandlung festzusetzen war.

10.4 Rücknahme oder Widerruf einer
Amtshandlung

nach Zeitaufwand

Anmerkung zu Nr. 10.4:
Eine Gebühr wird nicht erhoben
für die Rücknahme oder Wider-
ruf eines Bescheids zur Gewäh-
rung einer Zuwendung oder an-
deren Geldleistung, wenn eine
Gebühr nach Nr. 13 zu erheben
ist.

10.5 Rechtsbehelfe

10.5.1 Entscheidung über einen Rechts-
behelf, soweit der Rechtsbehelf
erfolglos bleibt oder der Rechts-
behelf nur deshalb Erfolg hat,
weil die Amtshandlung aufgrund
unrichtiger oder unvollständiger
Angaben der Person, die den
Rechtsbehelf eingelegt hat, vor-
genommen oder abgelehnt wor-
den ist.

10.5.1.1 in einer gebührenpflichtigen
Angelegenheit (vgl. § 6 der
Satzung)

das 1 ½ -fache
der Gebühr, die

für die angefoch-
tene Entschei-

dung anzu-
setzenwar

10.5.1.2 im Übrigen nach Zeitaufwand

10.5.2 Bearbeitung eines Rechtsbehelfs,
wenn der Rechtsbehelf vor Beendi-
gung des Rechtsbehelfsverfahrens
zurückgenommen wird.

nach Zeitaufwand

Anmerkung zu Nr. 10.5.2:
Richtet sich der Rechtsbehelf aus-
schließlich gegen eine Kostenfest-
setzung, so darf die Gebühr den
strittigen Betrag nicht übersteigen.

11 Rückforderung von Zuwen-
dungen oder anderen Geld-
leistungen

nach Zeitauf-
wand, jedoch

mind. 10 % des-
Rückforderungs-

betrags und
höchstens

10.000

Anmerkung zur Nr. 11:
a) Zum Zeitaufwand gehört

auch der Zeitaufwand
für die Änderung, die
Rücknahme oder den
Widerruf des Bescheids
zur Gewährung der Zu-
wendung oder anderen
Geldleistung.

b) Von einer Gebührener-
hebung ist abzusehen,
wenn die Rückforderung
darauf beruht, dass
aa)    eine Zuwendung

durch nachträglich
eingetretene unvor-
hergesehene Minde-
rungen des Investi-
tionsvolumens oder
infolge Zuwendungen
von dritter Seite ge-
kürzt werden muss,

bb) der Verwendungs-
zweck aus Gründen,
die nicht die Zuwen-
dungsempfängerin
oder der Zuwen-
dungsempfänger zu
vertreten hat, nicht
erreicht worden ist
oder

cc) die Zuwendung nicht
rechtzeitig oder frist-
gerecht verwendet
worden ist, soweit die
Zuwendungsempfän-
gerin oder der Zu-
wendungsempfänger
dies nicht zu vertre-
ten hat.

c)       Mit Gebühr ist der Verwal-
tungsaufwand für die An-
forderung von Zinsen für
den Rückforderungsbe-
trag abgegolten.

12 Allgemeiner Auffangtatbestand

Genehmigungen, Erlaubnis, Aus-
nahmebewilligung oder sonstige
auf Antrag oder Veranlassung
des/der Kostenschuldners/-in vor-
zunehmende Amtshandlung oder
Protokoll über Verhandlungen,
wenn in diesem Kostentarif und
auch in anderen Rechtsvorschrif-
ten weder eine Gebühr bestimmt
noch Gebührenfreiheit vorgesehen
ist.

nach Zeitaufwand

--------------------------------------------------

255 Haushaltssatzung und Bekanntmachung
der Haushaltssatzung der Gemeinde Heede
für das Haushaltsjahr 2025

Auf Grund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Heede in
der Sitzung am 01.04.2025 folgende Haushaltssatzung für das
Haushaltsjahr 2025 beschlossen:
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§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf 7.159.400 €
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 6.456.700 €

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 113.900 €
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen

auf 0 €

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit 5.013.000 €

2.2 der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit 5.808.400 €

2.3 der Einzahlungen für Investitions-
tätigkeit 2.177.000 €

2.4 der Auszahlungen für Investitions-
tätigkeit 2.713.700 €

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit 0 €

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit 0 €

festgesetzt.

Nachrichtlich: Gesamtbetrag
– der Einzahlungen des Finanzhaus-

haltes 7.190.000 €
– der Auszahlungen des Finanzhaus-

haltes 8.522.100 €

§ 2

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen
(Kreditermächtigung) sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr
2025 zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch
genommen werden dürfen, wird auf 1.600.000 € festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für Realsteuern sind durch eine
besondere Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2025 wie folgt
festgesetzt:

1. Grundsteuer

a) für die land- und forstwirtschaft-
 lichen Betriebe (Grundsteuer A) 200 v. H.
b) für Grundstücke (Grundsteuer B) 200 v. H.

2. Gewerbesteuer 355 v. H.

§ 6

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
sind im Sinne des § 117 des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) unerheblich, wenn sie im Haus-
haltsjahr den Betrag von 10.000 € je Buchungsstelle nicht über-
steigen.

Ferner sind als unerheblich anzusehen: Beträge (unbegrenzt),
• die der Verrechnung zwischen den Produkten/Leistungen

dienen,
• die wirtschaftlich durchlaufend sind,
• die der Rückzahlung von Zuweisungen dienen,
• die für abschlusstechnische Buchungen notwendig sind.

Heede, 01.04.2025

GEMEINDE HEEDE

Pohlmann
Bürgermeister

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025
wird öffentlich bekannt gemacht.

Die gemäß § 122 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) erforderliche Genehmigung ist
durch den Landkreis Emsland am 18.07.2025  20-202-15-2/10
erteilt worden.

Der Haushaltsplan mit seinen Anlagen liegt gemäß § 114 Abs. 2
Satz 3 NKomVG in der Zeit vom 04.08.2025 bis zum 13.08.2025
im Rathaus der Samtgemeinde Dörpen, Zimmer 305, Haupt-
str. 25, 26892 Dörpen, während der Öffnungszeiten zur Einsicht-
nahme öffentlich aus.

Heede, 23.07.2025

GEMEINDE HEEDE
Der Bürgermeister

--------------------------------------------------

256 Haushaltssatzung und Bekanntmachung
der Haushaltssatzung der Gemeinde Mes-
singen für das Haushaltsjahr 2025

1. Haushaltssatzung

Auf Grund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Messingen
in seiner Sitzung am 13.02.2025 folgende Haushaltssatzung für
das Haushaltsjahr 2025 beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf 1.628.600 Euro
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.800.900 Euro

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 15.000 Euro
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen

auf 11.000 Euro

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit 1.559.400 Euro

2.2 der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit 1.619.800 Euro

2.3 der Einzahlungen für Investitions-
tätigkeit auf 335.200 Euro

2.4 der Auszahlungen für Investitions-
tätigkeit auf 2.406.000 Euro
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2.5 der Einzahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit auf 700.000 Euro

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit auf 4.000 Euro

festgesetzt.

Nachrichtlich:
Gesamtbetrag
– der Einzahlungen des Finanzhaus-

haltes 2.594.600 Euro
– der Auszahlungen des Finanzhaus-

haltes 4.029.800 Euro

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermäch-
tigung) wird auf 700.000 Euro festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf
1.500.000 Euro festgesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2025 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch
genommen werden dürfen, wird auf 259.000 Euro festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr
2024 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

a) für die land- und forstwirtschaft-
 lichen Betriebe (Grundsteuer A) 360 v. H.
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 246 v. H.

2. Gewerbesteuer 360 v. H.

§ 6

Als unerheblich im Sinne der nachstehenden Rechtsnormen
gelten folgende Wertgrenzen:

a) § 115 II Nr. 1 NKomVG 50.000,00 Euro
b) § 115 II Nr. 2 NKomVG 20.000,00 Euro
c) § 117 I 2 NKomVG 5.000,00 Euro
 Ferner sind Beträge [unbegrenzt] als
 unerheblich anzusehen, die der Ver-
 rechnung zwischen den Produkten/
 Leistungen dienen,

– die wirtschaftlich durchlaufend
 sind,
– die der Rückzahlung von Zu-
 weisungen dienen,
– die für abschlusstechnische
 Buchungen notwendig sind.

d) §   12 I KomHKVO 30.000,00 Euro
e) §   19 IV 1 KomHKVO 4.000,00 Euro
f) für Rückstellungen 20.000,00 Euro
g) für Abgrenzungen 500,00 Euro
 Eine Abgrenzung bei regelmäßig
 wiederkehrenden Geschäftsvor-
 fällen [Energiekosten, Umlagen,
 Konzessionen, Steuern, u.ä.]
 unterbleibt, sofern es sich nicht
 um eine außergewöhnliche Ab-
 weichung handelt.

Messingen, 13.02.2025

GEMEINDE MESSINGEN

Mey
Bürgermeister

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

2.1 Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr
2025 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

2.2 Die nach § 120 Abs. 2 sowie § 119 Abs. 4 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) erfor-
derliche Genehmigung ist durch den Landkreis Emsland am
03.07.2025 unter dem Aktenzeichen 20-202-15-2/10 erteilt
worden.

2.3 Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG
in der Zeit vom 04.08.2025 bis 12.08.2025 im Rathaus der
Samtgemeinde Freren, Zimmer 305, Markt 1, 49832 Freren,
während der Öffnungszeiten, zur Einsichtnahme öffentlich
aus.

Messingen, 16.07.2025

GEMEINDE MESSINGEN
Der Bürgermeister

--------------------------------------------------

257 Bekanntmachung über das Inkrafttreten
des Bebauungsplanes Nr. 31 „Erweiterung
Nördlich Kirchstraße“ der Gemeinde Neu-
börger

Der vom Rat der Gemeinde Neubörger am 10.04.2025 als Sat-
zung beschlossene o. g. Bebauungsplan Nr. 31 „Erweiterung
Nördlich Kirchstraße“ wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.

Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan gemäß § 10
BauGB rechtsverbindlich geworden.

Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist im
nachstehenden Übersichtsplan kenntlich gemacht.

Der Bebauungsplan einschließlich Begründung mit Umweltbericht
und Anlagen können während der Sprechstunden im Rathaus der
Samtgemeinde Dörpen, Hauptstraße 25, Zimmer 407/408, von
jedermann eingesehen werden und über dessen Inhalt Auskunft
verlangt werden.

Die endgültigen Planunterlagen können auch auf der Homepage
der Samtgemeinde Dörpen unter der Rubrik Planen, Bauen,
Wohnen – Bebauungspläne (rechtsverbindliche) – Gemeinde
Neubörger eingesehen werden.
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Die Sprechstunden der Samtgemeindeverwaltung sind wie folgt
festgesetzt:

vormittags nachmittags
Montag 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr nurnachTerminvereinbarung
Dienstag 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Mittwoch 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr
Donnerstag nur nach Terminvereinbarung 14.00 Uhr bis 17.45 Uhr
Freitag 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die
Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche, deren Leistung
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und
des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungs-
ansprüchen wird hingewiesen.

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des
Flächennutzungsplanes und die nach § 214 Abs. 2a beachtlichen
Fehler sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel in der
Abwägung sind gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BauGB unbe-
achtlich, wenn die Verletzung der o. g. Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mängel in der Abwägung nicht innerhalb eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der
Gemeinde Neubörger geltend gemacht worden sind. Bei der
Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den
Mangel begründen soll, darzulegen.

Neubörger, 15.07.2025

GEMEINDE NEUBÖRGER
Der Gemeindedirektor

--------------------------------------------------

258 2. Änderungssatzung zur Satzung über die
Erhebung einer Vergnügungssteuer für den
Betrieb von Spiel-, Geschicklichkeits- und
Unterhaltungsapparaten sowie -automaten
der Gemeinde Sögel (Spielgerätesteuersat-
zung)

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember
2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 29. Januar 2025 (Nds. GVBI. Nr. 3), der §§ 1,2
und 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes
(NKAG) in der Fassung vom 20. April 2017 (Nds. GVBI. S. 121),
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. September
2022 (Nds. GVBI. S. 589) hat der Rat der Gemeinde Sögel in
seiner Sitzung am 01.07.2025 folgende Satzung beschlossen:

Art. I

Änderungen

Der § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

Bei der Spielgerätesteuer in den Fällen des § 5 Abs. 1 S. 1 beträgt
der Steuersatz

1. in Spielhallen und ähnlichen
 Unternehmen im Sinne des
 § 33i Gewerbeordnung 25 v. H. des Einspiel-

ergebnisses

2. an anderen Aufstellungsorten 25 v. H. des Einspiel-
ergebnisses

Art. II

Inkrafttreten

Diese 2. Änderungssatzung tritt zum 01.08.2025 in Kraft.

Sögel, 01.07.2025

GEMEINDE SÖGEL

Frank Klaß Johannes Völker
Gemeindedirektor Bürgermeister

--------------------------------------------------

259 Haushaltssatzung und Bekanntmachung
der Haushaltssatzung der Gemeinde Sur-
wold für das Haushaltsjahr 2025

1. Haushaltssatzung

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Surwold in seiner Sit-
zung am 03.04.2025 folgende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2025 beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf 7.349.300,00 Euro
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 8.225.800,00 Euro

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen

auf 0 Euro

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit 7.048.600,00 Euro

2.2 der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit 7.465.600,00 Euro

2.3 der Einzahlungen für Investitions-
tätigkeit 1.050.600,00 Euro

2.4 der Auszahlungen für Investitions-
tätigkeit 5.500.600,00 Euro

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit 4.450.000 Euro

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit 50.000 Euro

festgesetzt.

Nachrichtlich: Gesamtbetrag
– der Einzahlungen des Finanzhaus-

haltes 12.549.200 Euro
– der Auszahlungen des Finanzhaus-

haltes 13.016.200 Euro

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 4.450.000 Euro festgesetzt.
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§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2025 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch
genommen werden dürfen, wird auf 400.000 Euro festgesetzt.

§ 5

Die Steuerhebesätze für die Realsteuern sind durch die beschlos-
sene Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 2025 wie folgt fest-
gesetzt worden:

1. Grundsteuer

a) für die land- forstwirt-
 schaftlichen Betriebe 205 v. H. Grundsteuer A

b) für die Grundstücke 205 v. H. Grundsteuer B

2. Gewerbesteuer 375 v. H.

§ 6

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen bzw. Auszahlungen
sind als unerheblich im Sinne des § 117 Abs. 1 NKomVG anzu-
sehen, wenn sie im Haushaltsjahr 2.500 Euro im Einzelfall nicht
überschreiten. Aufwendungen und Auszahlungen, denen eine
volle Kostenerstattung gegenübersteht, gelten in jedem Fall als
unerheblich.

Als unerheblich im Sinne von § 19 Abs. 4 KomHKVO gelten Aus-
zahlungen bis 2.500 Euro je Einzelfall.

Surwold, 03.04.2025

GEMEINDE SURWOLD

Trentmann
Bürgermeister

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2025
wird öffentlich bekannt gemacht.

Die nach § 120 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) erforderliche Genehmigung hinsicht-
lich des § 2 ist durch den Landkreis Emsland am 04.07.2025 unter
dem Aktenzeichen 202-15 - 2/10 erteilt worden.

Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG im
Anschluss an diese öffentliche Bekanntmachung an sieben Werk-
tagen (außer samstags) in der Zeit vom 01.08.2025 bis
11.08.2025 im Rathaus der Gemeinde Surwold, Hauptstr. 87 in
26903 Surwold, zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Surwold, 11.07.2025

GEMEINDE SURWOLD
Der Bürgermeister

--------------------------------------------------

260 Haushaltssatzung und Bekanntmachung
der Haushaltssatzung der Gemeinde
Thuine für das Haushaltsjahr 2025

1. Haushaltssatzung

Auf Grund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Thuine in
seiner Sitzung am 05.02.2025 folgende Haushaltssatzung für das
Haushaltsjahr 2025 beschlossen:

§ 1

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Erträge auf 2.013.100 Euro
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 2.453.100 Euro

1.3 der außerordentlichen Erträge auf 50.000 Euro
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen

auf 10.000 Euro

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit auf 1.866.800 Euro

2.2 der Auszahlungen aus laufender
Verwaltungstätigkeit auf 2.196.500 Euro

2.3 der Einzahlungen für Investitions-
tätigkeit auf 263.100 Euro

2.4 der Auszahlungen für Investitions-
tätigkeit auf 672.300 Euro

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit auf 409.000 Euro

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungs-
tätigkeit auf 61.000 Euro

festgesetzt.

Nachrichtlich:
Gesamtbetrag
– der Einzahlungen des Finanzhaus-

haltes 2.538.900 Euro
– der Auszahlungen des Finanzhaus-

haltes 2.929.800 Euro

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inves-
titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermäch-
tigung) wird auf 409.000 Euro festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2025 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch
genommen werden dürfen, wird auf 310.000 Euro festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr
2025 wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

a) für die land- und forstwirtschaft-
 lichen Betriebe (Grundsteuer A) 360 v. H.
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 322 v. H.

2. Gewerbesteuer 360 v. H.
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Als unerheblich im Sinne der nachstehenden Rechtsnormen
gelten folgende Wertgrenzen:

a) § 115 II Nr. 1 NKomVG 50.000,00 Euro
b) § 115 II Nr. 2 NKomVG 20.000,00 Euro
c) § 117 I 2 NKomVG 5.000,00 Euro
 Ferner sind Beträge [unbegrenzt] als
 unerheblich anzusehen, die der Ver-
 rechnung zwischen den Produkten/
 Leistungen dienen,

– die wirtschaftlich durchlaufend
 sind,
– die der Rückzahlung von Zu-
 weisungen dienen,
– die für abschlusstechnische
 Buchungen notwendig sind.

d) §   12 I KomHKVO 25.000,00 Euro
e) §   19 IV 1 KomHKVO 4.000,00 Euro
f) für Rückstellungen 20.000,00 Euro
g) für Abgrenzungen 500,00 Euro
 Eine Abgrenzung bei regelmäßig
 wiederkehrenden Geschäftsvor-
 fällen [Energiekosten, Umlagen,
 Konzessionen, Steuern, u. ä.]
 unterbleibt, sofern es sich nicht
 um eine außergewöhnliche Ab-
 weichung handelt.

Thuine, 16.07.2025

GEMEINDE THUINE

Gebbe
Bürgermeister

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

2.1 Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr
2025 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

2.2. Die nach § 120 Abs. 2 sowie § 119 Abs. 4 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) erfor-
derliche Genehmigung ist durch den Landkreis Emsland am
26.06.2025 unter dem Aktenzeichen 20-202-15-2/10 erteilt
worden.

2.3 Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG
in der Zeit vom 04.08.2025 bis 12.08.2025 im Rathaus der
Samtgemeinde Freren, Zimmer 305, Markt 1, 49832 Freren,
während der Öffnungszeiten, zur Einsichtnahme öffentlich
aus.

Thuine, 16.07.2025

GEMEINDE THUINE
Der Bürgermeister
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